
Bundessozialgericht

— 12 RAr 14/78 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

...........................OOOOOOOOOOOOOOOOIO

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: .....................

g e g e n

......OOOCOO......OOOOOOOOUOQ......OOOOCOOOOO

Beklagte und Révisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 25. November 1979

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 29. März

1978 wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche

Kosten auch des Revisionsverfahrens nicht zu

erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin verpflich—

tet ist, die von der Beklagten gemäß 5 1860 Abs 5 Satz 1

des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) erhobene Umlage zur
Aufbringung der Mittel für das Konkursausfallgeld (Kaug)

zu zahlen.

Die Klägerin ist Mitglied der beklagten Berufsgenossenschaft.

Mit Bescheid vom 10. April 1975 forderte die Beklagte von der

Klägerin für das Jahr 1974 neben dem Beitrag zur Unfallver—

sicherung und dem Anteil an der Ausgleichslast einen Anteil

am Kaug in Höhe von 99,67 DM. Der hiergegen erhobene Wider—

spruch der Klägerin, den die Beklagte gemäß 5 85 Abs 4 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als Kläge an das Sozialgericht

(SG) abgab, blieb ohne Erfolg (Urteil des SG vom 10. August
1976). Die Berufung, mit der die Klägerin die Unvereinbarkeit

der 55 186b und 186c AFG mit Art 5 des Grundgesetzes (GG)

geltend machte, ist vom Landessozialgericht (LSG) zurückge—

wiesen worden (Urteil vom 29„März 1978). Das LSG hat in den

Vorschriften über die Erhebung der Kaug—Umlage eine sachge—

rechte und verfassungsrechtlich unbedenkliche Regelung

gesehen.

Mit der — vom LSG zugelassenen — Revision vertritt die Klä-

gerin weiterhin die Auffassung, daß die @@186b ff AFG mit

dem Gleichheitssatz des Art 5 GG nicht vereinbar seien.

Der vom 12. Senat des Bundessozialgerichts (BSG) entschie-

dene Fall (12 RK 14/77) treffe auf sie nicht zu. Während es

sich dort um einen Betrieb der mittelständischen Industrie

mit einem breiten Angebotsfächer gehandelt habe, gehöre sie

zu den Kleinbetrieben mit ganz anderen Problemen.

Die Klägerin beantragt,

die Urteile des LSG und des SG sowie den Bescheid

der Beklagten vom 10. April 1975, soweit er die

Kaug—Umlage zum Gegenstand hat, aufzuheben,
...5-
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hilfsweise beantragt sie,

das Verfahren auszusetzen und dem Bundesverfassungs—

gericht (BVerfG) die Frage vorzulegen, ob die @@486b
bis 186d AFG mit dem GG vereinbar sind.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 124 Abs 2 sec).

II

Die Revision der Klägerin ist unbegründet. Sie ist zurückzu—

weisen.

Die Beklagte und die Vorinstanzen haben zu Recht entschieden,

daß die Klägerin verpflichtet ist, die Kaug—Umlage an die

Beklagte zu zahlen. Diese Verpflichtung ergibt sich aus

5 186b Abs 1 iVm 5 4860 Abs 5 Satz 4 AFG. Hiernach werden

die Mittel für das Kaug einschließlich der Beiträge nach
@ 141n AFG, der Verwaltungskosten und der sonstigen Kosten,

die mit der Gewährung des Kaug zusammenhängen, von den Be—

rufsgenossenschaften jährlich aufgebracht. Die Berufsgenos-

senschaften legen den von ihnen aufzubringenden Anteil nach

dem Entgelt der Versicherten in den Unternehmen auf ihre

Mitglieder um. Die Klägerin ist als Unternehmerin Mitglied
der beklagten Berufsgenossenschaft. Auf Rechtsform, Größe,

Branche und Ertragslage des Unternehmens kommt es nicht an.

Von der Kaug—Umlagepflicht sind kraft Gesetzes nur die in

5 1860 Abs 2 Satz 2 AFG genannten Mitglieder ausgenommen.
Das sind der Bund, die Länder, die Gemeinden sowie Körper-

schaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts,

bei denen der Konkurs nicht zulässig ist, und solche juristi-

sche Personen des öffentlichen Rechts, bei denen der Bund,

ein Land oder eine Gemeinde kraft Gesetzes die Zahlungsfähig-

keit sichert. Zu diesem Personenkreis gehört die Klägerin

nicht.
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Die Vorschriften der @@486b und 486c AFG (die von
der Klägerin ebenfalls gerügte Vorschrift des % 486d

AFG hat außer Betracht zu bleiben, weil sie auf das

Streitverhältnis nicht zutrifft) enthalten keinen Ver—
stoß gegen die Verfassung, wie der erkennende Senat

in seinem Urteil vom 4. März 4978 - 42 RK 44/77 —
(SozR 4400 @ 486b Nr 4) ausführlich begründet hat.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Verfassungsbe-

schwerde hat das BVerfG mangels hinreichender Erfolgs—

aussicht nicht zur Entscheidung angenommen (Beschluß

vom 48. September 4978 — 4 BvR 658/78 —). Auch

nach Auffassung des BVerfG verstößt die Regelung

über die Aufbringung der Kaug-Umlage nicht gegen

verfassungsrechtliche Grundsätze. Sie verletzt nicht

den Gleichheitssatz des Art 5 Abs 4 GG, weil sie die

Arbeitgeber untereinander nicht willkürlich ungleich

behandelt und auch die umsichtig wirtschaftenden

Unternehmen gegenüber den schlecht wirtschaftenden

nicht benachteiligt, zumal der Eintritt des Konkurs-

falles zahllose Ursachen außerhalb einer schlechten

Wirtschaftsführung haben kann. Das BVerfG hat auch

die Auffassung des erkennenden Senats in dem oa

Urteil vom 4. März 4978 bestätigt, daß die Regelung

auch mit Art 44 GG vereinbar ist. Es hat hierzu aus—

geführt, die Kaug—Umlagen seien in typischen Fällen

(an denen die Verfassungsmäßigkeit einer Vorschrift

zu messen ist) weder nach ihrer absoluten Höhe noch ],

in der Relation zur Lohnsumme von wirtschaftlich

besonderem Gewicht. Gegen die Verhältnismäßigkeit

der gesetzlichen Maßnahme seien keine Bedenken

ersichtlich.

Die von der Klägerin geltend gemachten, die Art

ihres Unternehmens betreffenden Umstände sind
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nicht geeignet, die Verfassungsmäßigkeit der Vorschrift in

Frage zu stellen. Ein Normenkontrollverfahren nach Art 100

Abs 4 GG ist daher nicht veranlaßt.

Die Kostenentscheidung beruht an 5 195 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

